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Anmerkungen zur Wirtschaftspolitik
aus Anlaß der Ökolibertären-Tagung in Schlitz 

vom 15. - 17.Juni 1984

von Tristan Abromeit

1. Sinnvolle Aussagen zu einer künftigen Wirtschaftspolitik sind nur dann möglich, wenn die 

Basis solcher Aussagen, nämlich die Kapitalismusanalyse, stimmt.

Unbesehen bei der Formulierung wirtschaftspolitischer Maßnahmen von der marxistischen 

Kapitalismusanalyse auszugehen, ist nur so lange gerechtfertigt, wie kein Widerspruch zu die-

ser Analyse angemeldet wird. Zu Lebzeiten Marx's hat aber bereits Pierre Proudhon und seit 

der Jahrhundertwende Silvio Gesell diesen Widerspruch angemeldet. Eine Partei oder eine po-

litische Gruppe wie die Ökolibertären müssen also notgedrungen eine Theoriediskussion leis-

ten, bevor sie glaubhaft eine neue Politik formulieren will.

2. Aus der Sicht der von Gesell begründeten Freiwirtschaftsschule kann weder eine Verstaatli-

chung der Unternehmen, noch die Umwandlung der Unternehmen in Genossenschaften und 

auch nicht das Gegenmachtmodell in Form der 100%-tigen Organisation der Arbeitnehmer in 

Gewerkschaften dem Kapitalismus mit seiner Macht- und Vermögenskonzentration, seiner 

ungerechten Einkommensverteilung und Konjunkturanfälligkeit etwas anhaben.

3. Der Markt, der heute für alle negativen Erscheinungen der Wirtschaft verantwortlich ge-

macht wird, ist bei Licht betrachtet kein Synonym für Kapitalismus, sondern eine Möglichkeit 

der Kooperation und Koordination der einzelnen Wirtschaftssubjekte ohne Organisation, d.h. 

ohne Herrschaft. Der Markt in seiner optimalen Form ist aber kein Naturprodukt, sondern das 

Ergebnis einer ordnenden Politik. Ein unter allen Umständen funktionierendes Geld und ein 

chancengleicher Wettbewerb sind Bedingungen des Marktes. Alle Vermachtungstendenzen 

stehen im Widerspruch dazu. Wer eine dezentrale Wirtschaftsordnung ohne Markt gestalten 

will, will etwas Unmögliches gestalten.
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4. Es führt auch kein Weg aus der wirtschaftspolitischen Sackgasse, wenn an der Konstruktion 

der totalen gegensätzlichen Interessenslage von Arbeitnehmern und Arbeitgebern festgehalten 

wird. Arbeitnehmer und -geber haben erst einmal genauso wie alle anderen Vertragspartner 

das Interesse, daß der Vertrag zu Stande kommt. Ihr gegensätzliches Interesse resultiert dar-

aus, daß jeder für sich möglichst viel herausholen will. Für niemanden der Inhaber der beiden 

Rollen wachsen die Bäume in den Himmel, wenn die Situation des chancengleichen Wettbe-

werbs besteht.

Der wahre Gegensatz besteht zwischen den arbeitenden, werteschaffenden Menschen (egal ob 

Arbeitnehmer oder Unternehmer) und den ohne Arbeit werteverzehrenden Menschen (dabei 

ist nicht an Kinder, Invaliden und Sozialversicherungsrentner zu denken, sondern an jene, die 

vom leistungslosen Kapitaleinkommen leben). Die Verwirrung ist heute auch deshalb so groß, 

weil die Rollen des Kapitalisten und des werteschaffenden Menschen nur selten eindeutig ge-

trennt sind. Noch verwirrender wird es, wenn man bedenkt, daß Arbeitgeber und -nehmer in 

der Rolle des Kapitalisten Ausbeuter sind, aber trotz der ungleichen Vermögensverteilung als 

kleine und mittlere Kapitalisten zu den Ausgebeuteten gehören (Helmut Creutz hat dies an-

hand von umfangreichen Zahlenmaterial gut dargestellt.).

5.Zum Industriealismus sei hier nur bemerkt, daß die Größe der Industriebetriebe und -unter-

nehmen selten allein durch die Herstellungstechnik bestimmt wird, sondern viel häufiger 

durch die kapitalistisch verursachten Marktbeherrschungstendenzen. Wenn wir die wirtschaft-

lichen Zwänge von der Rentabilität auf die Wirtschaftlichkeit reduzieren, wird sich automa-

tisch eine andere Struktur der Unternehmensgrößen einstellen. Es hat auch keinen Sinn, das 

Kind mit dem Bade auszuschütten. Die Schreibmaschine, auf der ich diese Zeilen schreibe, 

würde in einer handwerklich hergestellten Produktion vom Preis her gesehen nur noch für we-

nige Menschen erschwinglich sein.

6. Es ist ein legitimes Anliegen von Arbeitnehmern, daß sie durch organisatorische Zusam-

menschlüsse ihre speziellen wirtschaftlichen Interessen waren wollen. Diese Zusamenschlüs-

se, Gewerkschaften genannt, sind aber zu einem Problem geworden, weil sie in ihrer Hand-

lungsgrundlage davon ausgehen, daß der Kapitalismus mit marxistischen Mitteln überwindbar 

oder mit Gegenmachtbildung neutralisierbar sei. Beide Annahmen sind offensichtlich falsch.

Abgesehen davon, daß mit dem Kampfmittel Streik der Kapitalismus nicht zu überwinden ist 
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und Verteilungskämpfe nur zu Lasten des Arbeitseínkommens anderer Menschen gewonnen 

werden können und nicht zu Lasten des Kapitaleinkommens, ist der Streik ein Kampfmittel 

des kalten Bürgerkrieges, Nötigung und Vertragsbruch genauso wie die Aussperrung und mo-

ralisch nur so lange zu rechtfertigen, wie die bedrängten Parteien keine besseren Mittel der 

Auseinandersetzung haben. Aber nicht nur moralisch ist der Streik ein bedenkliches Mittel, 

sondern auch unter wirtschaftsanalytischen Gesichtspunkten. Da der Streik praktisch wie eine 

Kapitalvernichtung (oder Verhinderung der Kapitalvermehrung) wirkt, drückt er die Kapital-

quote am Einkommen hoch und die des Arbeitseinkommens runter.

Außerdem sind die Gewerkschaften in ihrer jetzigen Konstruktion dauernd in der Zwickmüh-

le. Starke Gewerkschaften mit einem hohen Orgarisationsgrad sind tendenziell nur dann zu 

haben, wenn es den einzelnen Arbeitnehmern schlecht geht. Können die Arbeitnehmer ihre 

Lage mit Hilfe ihrer Gewerkschaften und einer vernünftigen Wirtschaftspolitik der Regierung 

verbessern, verlieren die Gewerkschaften an Attraktivität. Ein wesentlíches Instrument der 

Gewerkschaften zur Darstellung ihrer Nützlichkeit sind die Tarifverträge. Die Tarifverträge 

sind aber eher für die Unternehmer als für die Arbeitnehmer nützlich. Mit dem Tarifvertrag 

läßt sich keine Umverteilung größeren Ausmaßes erwirken. Der Tarifvertrag schützt nicht vor 

konjunktureller Arbeitslosigkeit. Die formalen Leistungskriterien bei der Lohnzumessung und 

Kündigungsschutzklauseln wirken sich in der Konsequenz gegen bestimmte Arbeitnehmer 

aus.

Die tariflich fixierte Wochenarbeitszeit ist ein Punkt, wo man öffentlichwirksam in Tarifver-

handlungen drüber streiten kann, nur für den Arbeitnehmer wäre er nützlicher wenn er indivi-

duell seine Wochenarbeitszeit selber bestimmen kann. Auch wäre es für die Arbeitnehmer 

nützlicher, wenn der Inflationsverlust seines Arbeitseinkommens durch lndexklauseln  gesi-

chert würde. Die Gewerkschaften sind dagegen, weil es ihre Bedeutung verringern würde.

7. Zur 35-Stunden-Woche: Bei der Produktivität unserer Wirtschaft liegt die gesellschaftlich 

erforderliche wöchentliche Arbeitszeit wahrscheinlich unter 20 Stunden, wenn wir die ökono-

misch bedingten Konjunkturstörungen ausschalten. Dies ist nach unserer Einsicht aber nur 

durch eine neue Währungsverfassung möglich. Der Kampf um die 35-Stunden-Woche ist 

nicht die neue Konjunkturpolitik, die wir brauchen, sondern kann nur Folge einer neuen Kon-

junkturpolitik sein. Von den Arbeitnehmern kann nur aufgrund der hohen Fixkosten ein Teil 
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auf den Lohnausgleich verzichten. Bei den Unternehmen sieht es umgekehrt nicht anders aus. 

Man kann den Lohnausgleich allerdings auch über die Notenpresse finanzieren, dann tragen 

die Sozialhilfeempfänger die Kosten auch mit. Die Alternative ist die Verringerung der Zins-

kosten und die der Arbeitslosigkeit.

Eingescannt und neu formatiert. März 2013 TA
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